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Die schriftliche parlamentarische Anfrage Nr. 2911/J-NR/92, 
betreffend der Anstellung und Beschäftigung von zwei- bzw. 
einsprachigen Personen als Schulleiter an zweisprachigen 
Schulen, die die Abgeordneten Mag. Terezija Stoisits und 
FreundInnen am 12. Mai 1992 an mich richteten, beehre ich mich 
wie folgt zu beantworten: 

1. Teilen Sie die hier von uns dargelegte Rechtsauffassung? 
a) falls ja, werden Sie .zum Zwecke der Rechtsdurchsetzung von 
Ihrem Weisungsrecht im Sinne des Art. 14 Abs. 8 B-VG Gebrauch 
machen? 

Antwort: 

Gemäß § 4 Abs. 1 des Landeslehrerdienstrechtsgesetzes (LOG) sind 
die allgemeinen Ernennungserfordernisse (also die allgemeinen 
Erfordernisse für die bescheidmäßige Verleihung einer Plan­
stelle) die österreichische Staatsbürgerschaft, die volle 
Handlungsfähigkeit, ausgenommen ihre Beschränkung wegen Minder­
jährigkeit, die persönliche und fachliche Eignung für die 
Erfüllung der Aufgaben, die mit der vorgesehenen Verwendung 
verbunden sind, und ein Lebensalter von mindestens 18 Jahren und 
von höchstens 40 Jahren beim Eintritt in den Landesdienst. 
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Abs. 4 leg.cit. bestimmt, daß die besonderen Ernennungser­
fordernisse durch die Anlage zu diesem Bundesgesetz geregelt 
werden. 

Laut Absatz 6 leg.cit. ist bei der Auswahl der Bewerber zunächst 
auf die persönliche und fachliche Eignung, ferner auf die Zeit, 
die seit Erfüllung der besonderen Ernennungserfordernisse ver­
gangen ist, und auf die Rücksichtswürdigkeit der Bewerber im 
Hinblick auf ihre sozialen Verhältnisse Bedacht zu nehmen. 

Gemäß § 8 des LOG erfolgt die Ernennung auf eine andere Plan­
stelle auf Ansuchen; sie ist nur zulässig, wenn der Landeslehrer 
die besonderen Ernennungserfordernisse erfüllt. Soweit die 
Ernennung auf eine andere Planstelle mit der Verleihung einer 
schul festen Stelle (§ 24) verbunden wird, ist auf § 26 Bedacht 
zu nehmen (§ 26 legt im wesentlichen die Reihungskriterien bei 
der Verleihung von schulfesten Stellen fest). 

Die besonderen Ernennungserfordernisse sind in der Anlage, 
Artikel I und 11, zum LOG normiert. Artikel lAbs. 3 bestimmt 
nunmehr, daß Lehrer an zweisprachigen Schulen oder Klassen sowie 
an Schulen oder Klassen mit einer anderen als der deutschen 
Sprache als Unterrichtssprache die der Schulart entsprechende 
Befähigung zur Erteilung des Unterrichtes auch i'n der be­
treffenden Unterrichtssprache nachzuweisen haben, sofern sie in 
dieser Unterrichtssprache tatsächlich Unterricht zu erteilen 
haben. Da der Schulleiter auch Lehrer ist - er hat an nieder­
organisierten Volksschulen selbst eine Klasse zu führen und ist 
an größeren Volksschulen zu Supplierungen und Vertretungen 
verpflichtet -, ist diese Gesetzesbestimmung dem Grunde nach 
auch auf Schulleiter an zweisprachigen Volksschulen anzuwenden. 

Es kann jedoch der Auffassung nicht beigetreten werden, daß die 
notwendige Befähigung zur zweisprachigen Unterrichtserteilung 
bereits aus den allgemeinen Ernennungserfordernissen ableitbar 
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sei. Die Erläuternden Bemerkungen zur Regierungsvorlage zum LOG 
1984 stellen zum Begriff "persönliche und fachliche Eignung" 
fest, daß sich dieser sowohl auf die allgemeine geistige, 
körperliche und charakterliche als auch auf die ausbildungs­
mäßige Eignung beziehe. Diese Kriterien seien im Hinblick auf 
die für den Bewerber vorgesehene Verwendung zu prüfen. Unter dem 
Begriff "vorgesehene Verwendung" seien jene Aufgaben zu ver­
stehen, die der Aufnahmewerber im konkreten Fall auf Grund der 
vorgesehenen Einreihung in eine der in der Anlage des Gesetzes 
angeführten Verwendungsgruppen verrichten soll. Daraus folgt, 
daß die Befähigung zur zweisprachigen Unterrichtserteilung nicht 
aus den allgemeinen, sondern aus den besonderen Ernennungser­
fordernissen abzuleiten ist. Materiell sollte jedoch jeder 
Leiter einer zweisprachigen Volksschule im Hinblick auf die 
obgenannten Verpflichtungen zur Klassenführung bzw. zur Über­
nahme von Supp1ierungs- und Vertretungsstunden die Befähigung 
zur zweisprachigen Unterrichtserteilung nachweisen können. 

2. Werden Sie die für die slowenische Volksgruppe in Kärnten 
unbefriedigende und deren Erhaltung gefährdende Verwaltungs­
praxis zum Anlaß der Vorbereitung einer Regierungsvorlage 
zwecks Novellierung des LOG 1984 nehmen? 

Antwort: 

Seitens des Amtes der Kärntner Landesregierung wurde darauf 
hingewiesen, daß sämtliche Kollegien der Bezirksschulräte im 
zweisprachigen Bereich interne Objektivierungsrichtlinien 
beschlossen haben, wonach bei der Erstattung von Dreiervor­
schlägen von Schulen, wo zweisprachig unterrichtet wird, die 
Zweisprachenbefähigung des Leiters eine vorrangige Rolle spielt. 
Diese richtige Vorgangsweise ist auch zu befürworten, wenn im 
Rahmen der 4. Stufe der Volksschule nach dem Minderheiten-Schu1-
gesetz für Kärnten kein zweisprachiger Unterricht stattfindet. 
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Daraus ergibt sich für den Schulleiter, der keine Lehrbefähigung 
für den zweisprachigen Unterricht besitzt, die Möglichkeit, in 
dieser 4. Stufe den Unterricht zu erteilen. 

Aufgrund der gegebenen Situation erscheint eine Novel1ierung des 
Landes1ehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984 rechtlich nicht erforder­
lich. Sollte jedoch der Verfassungsgerichtshof im Rahmen des 
Verfahrens betreffend den zweisprachigen Unterricht in der 
4. Stufe der Volksschule zu dem Ergebnis kommen, daß die der­
zeitige Beschränkung des zweisprachigen Unterrichtes auf die 
1. bis 3. Stufe verfassungswidrig ist, müßte die Frage der 
Nove11ierung des Landes1ehrer-Dienstrechtsgesetzes 1984 
neuerlich geprüft werden . 

...,.. .... 
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